
Stadtvertretung der Landeshauptstadt Schwerin   Schwerin, 13.07.2015 
Ortsbeirat Altstadt, Feldstadt, Paulsstadt, Lewenberg  Bearbeiter: Frau Schulz 

Telefon: 0385-545-1025 
eMail: GSchulz@schwerin.de 

P r o t o k o l l 
über die 9. Sitzung des Ortsbeirats Altstadt, Feldstadt, Paulsstadt, 
Lewenberg am 1. Juni 2015 

Beginn: 18.15 Uhr 
Ende: 19.50 Uhr 

Ort: Niels-Stensen-Schule, Feldstraße 1, Raum N 0.07 

Anwesenheit 

ordentliche Mitglieder 

Dorfmann, Regina  Fraktion B90/Grüne 
Hartmann, Thomas  SPD-Fraktion 
Michaeilis, Irina   Fraktion Die Linke 
Pötter, Joachim   CDU-Fraktion 
Schreiber, Susanne  Fraktion Unabhängige Bürger 
Wehner, Steffen  SPD-Fraktion 

stellvertretende Mitglieder 

Graf, Christian  CDU-Fraktion 

Verwaltung 

Heese, Ulrike  Verkehrsbehörde  

Gäste 

Geese, Helmut  Polizei 
Wetzel, Dörte  Polizei 

weitere Gäste laut Anwesenheitsliste 

Leitung:  Wehner, Steffen 
Protokoll:  Schreiber, Susanne 



Tagesordnung:  

0. Ortsbegehung (18:00 Uhr) 
1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Bestätigung der Tagesordnung und des Protokolls der letzten Sitzung 
3. Niels-Stensen-Schule und Umgebung 
4. Innenstadt-Bewohnerparkzeiten verlängern 
5. Umbau und Instandsetzung des Gebäudes Friedensstraße 4 für eine Hortnutzung 
6. Bericht des Vorsitzenden und aus anderen Gremien sowie Sonstiges 

Protokoll 

Zu TOP 0: 
Vorweg wird das Gelände der Niels-Stensen Schule besichtigt. Die Schule plant eine 
ungenutzte Fläche vor der Schule zukünftig als Fahrradabstellfläche zu nutzen.  

Zu TOP 1: 
Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Mitglieder und Gäste und stellt die Be-
schlussfähigkeit fest. 

Zu TOP 2: 
Die Tagesordnung wird bestätigt, es wird nur die Reihenfolge geändert 
Das Protokoll der 8. Sitzung vom 03.06.2015 wird angenommen. 

Zu TOP 3: 
Frau Heese (MA‘in Stadt SN) stellt das Projekt „Fahrradbügel“ kurz vor und erläutert 
den weiteren Ablauf (Anlage 1). Der OBR nimmt dieses zu Kenntnis. Alles Weitere wird 
von der Schule bzw. der Bernostiftung eigenverantwortlich in die Wege geleitet. 

Der stellv. Schulleiter Herr Bennemann berichtet über die Situation der Schule am Karl-
Liebknecht-Platz. Diese stellt sich als sehr positiv dar. Der Platz ist sehr gepflegt seit er 
als Schulhof genutzt wird. Als störend wird die Müllanlage an der Ecke Schäferstr./Feld-
str. angesprochen, da an dieser sehr oft Müll einfach nur abgeladen wird, anstatt den 
Müll einzuwerfen. Ein Grund ist sicherlich, dass die Anlage sehr kleine Öffnungen hat. 
Hierzu meldete sich auch an Anwohner zu Wort, der die Anlage als insgesamt als zu 
klein bezeichnete, zu schwer handhabbar, sowie darauf hinwies, dass immer wieder 
auch Sperrmüll vor der Anlage abgeladen wird. Er fragte nach der Möglichkeit die Anla-
ge umzubauen oder sogar zu schließen. Zu diesem Thema hat sich der Vorsitzende be-
reits an die Stadtverwaltung gewandt. 
Des Weiteren beschwerten sich Anwohner über das „ungeordnete“ Abstellen der Fahr-
räder und über Falschparker. Sie fordern mehr Kontrollen, diese jedoch nicht immer zu 
den gleichen Zeiten, da sie beobachten, dass die Falschparker bereits den Rhythmus 
der Kontrollen kennen.  

Zu TOP 4: 
Der Vorsitzende gibt eine kurze Zusammenfassung der Verlängerung der Innenstadt-
Bewohnerparkzeiten wieder. Auch hier meldet sich ein Anwohner zu Wort und schildert 
seine Parkprobleme, sowie seine Beobachtung, dass immer häufiger Firmentransporter 
ohne Anwohnerparkausweis ab 16.00 Uhr im Viertel abgestellt wird. Der OBR stimmt 
dem Antrag mit 8 zu 1 Stimmen zu, gibt jedoch zu bedenken, dass die Kontrollen bis 



21.00 Uhr gewährleistet sein müssen. Hierzu hat sich der Vorsitzende bereits ebenfalls 
an die Stadtverwaltung gewandt. 
Der OBR bittet um Klarstellung der Lieferzonen in seinem Bereich und diese mit Zeit-
räumen zu versehen, da diese sonst ganztägig als Lieferzonen behandelt werden und 
nicht als Parkplatz genutzt werden können. 

Zu TOP 5: 
Der OBR stellt den Antrag die Entscheidung erst nach der Sommerpause zu treffen und 
bittet um Beantwortung folgender Fragen: 
- Nächstes Jahr ist die Kapazitätsgrenze erreicht und der Umbau dauert ca. 2 bis 2 ½ 

Jahre. Wo werden die Kinder in der Zwischenzeit untergebracht? 
- Wie stellt sich die Situation mit der Erich-Weinert Schule dar?  

Auch hierzu hat der Vorsitzende sich bereits an die Stadtverwaltung gewandt 
  
Zu TOP 6: 
Angesprochen wurden folgende Themen: 
- Verkehrssituation auf dem Obotritenring 
- Straßenbeleuchtung in der Voßstr. – Umrüstung auf LED Technik 
- Angriff von sieben jugendlichen Migranten auf dem Dreesch 
- Das Rathaus muss während Veranstaltungen barrierefrei sein, dazu gehören ein 

Aufzug, Hörverstärker und ein Dolmetscher für Gebärdensprache muss vorgehalten 
werden. 

- Antrag ASK: Überdachung und Sitzmöglichkeiten auch an den Behelfshaltestellen 
während der Brückensanierung. OBR ist einhellig der Ansicht, dass Sitzmöglichkei-
ten zwingend geschaffen werden müssen. Als optionale Überdachung könnte die 
alte Überdachung der ausrangierten Haltestellen vom vom Marienplatz genutzt wer-
den 

- Der Beschluss Pappelgrund wird in den September verschoben. 

Der Vorsitzende legt seine Ausarbeitungen zu den Themen als Anlage bei. Zum Thema 
Straßenbeleuchtung Voßstr. ist bereits eine PI des OBR in der SVZ erschienen. 

Schwerin, den 13.07.2015 

gez. Steffen Wehner   gez. Susanne Schreiber 
Vorsitzender      Protokoll 
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Mitteilung der Verwaltung zur LED-Umrüstung in der Voßstr. vom 29.6.2015 
Kommentierung: OBR-Vorsitzender  

Mit Anschreiben vom 19.01.2015 wurde der Ortsbei-
rat darüber informiert, dass die Erneuerung der Stra-
ßenbeleuchtungsanlage am Großen Moor, Grunthal-
platz und der Voßstraße erfolgt. 
Des Weiteren wurde die Förderung der Maßnahme 
erläutert. Mit Erhalt des Änderungsbescheid vom 
20.05.2015 konnte die Erneuerung der Straßenbau-
maßnahme erfolgen. Die erforderlichen verkehrsrecht-
liche Anordnung wurden getroffen. 
Die Maßnahme ist in 4 Bauabschnitte aufgeteilt und 
wird in der Zeit vom 15.06.-28.08.2015 baulich ausge-
führt (siehe Anlage). 
  
Informationen von Anliegern zu Baustellenge-
schehen werden durchgeführt, wenn es nicht nur 
zu unwesentlichen Einschränkungen im ruhenden 
oder fließenden Verkehr kommt. Mit Beginn der 
Maßnahme am 15.06.15 (1. BA) brauchte eine solche 
noch nicht vorgenommen, weil keine Einschränkun-
gen für Fußgänger-  oder Fahrzeugverkehr bestan-
den.   
Mit Beginn des 2. BA  am 06.07.15 und auch im 3. BA 
werden allerdings Haltverbote tagsüber von 07.00 – 
17.00 Uhr erforderlich. Die Fußgänger können weiterhin 
auf dem Gehweg an der Baustelle vorbei gehen. Mit 
Beginn des 4. BA am 17.08.15 bis voraussichtlich 
28.08.15 wird der östliche Gehweg zwischen Wittenbur-
ger Str. und Bedarfsampel von-Thünen-Straße voll ge-
sperrt. Das benötigte Haltverbot gilt auch hier tagsüber 
von 07.00 – 17.00 Uhr. 
Mit Beginn der Baumaßnahme zum 2. BA wird da-
her durch die Baufirma ein Informationsblatt zum 
Bauablauf und seinen Einschränkungen im Ver-
kehrsraum verteilt und entsprechende Verkehrsmel-
dungen in der Presse veröffentlicht. 
  
Die Beteiligung von Anliegern bei der Beitragserhebung 
erfolgt im Rahmen der geltenden rechtlichen Bestim-
mungen und den dort festgelegten Beteiligungsfor-
men: 
Zunächst und das gilt auch im vorliegenden Fall wird 
die beitragsrechtliche Bearbeitung erfolgen und ge-
prüft, ob und in welcher Höhe Beiträge erhoben wer-
den. 

OBR hat bereits Ende 2014 in 
Eigeninitiative nachgefragt und 
wurde entsprechend informiert

Der OBR hat auch nie in Frage 
gestellt, informiert worden zu sein.  
Auch wenn die Verwaltung mit 
Schreiben vom 19.1. eingesteht, 
dass dies zu spät und nur nach-
träglich und daher nachrichtlich 
passierte.

Am 19.1. wurde dem OBR mitge-
teilt, dass Stadtverwaltung mit 
dem LFI die Erhebung von Bei-
trägen geklärt habe

OBR möchte, dass Anlieger über 
den Austausch der Lampen in-
formiert werden. Dabei geht es 
um das: Was passiert warum…?

NUR über die Verkehrseinschrän-
kungen während der Bauarbeiten 
zu unterrichten lässt die Anlieger 
in der Voßstr. in gleicher Weise 
informiert, wie es in 2014 in 
Wüstmark der Fall war.

Das verteilte Faltblatt enthielt kei-
nerlei Information über die konkre-
ten verherrlichen Einschränkun-
gen.



Sofern eine Beitrags- und Umlagefähigkeit der Kosten 
für die Erneuerung der Straßenbeleuchtung festgestellt 
wird, werden die beitragspflichtigen Grundstückseigen-
tümer entsprechend der hierfür geltenden rechtlichen 
Bestimmungen , d.h. auf Basis des § 8 Absatz 1 Satz 2 
Kommunalabgabengesetz M-V (KAG M-V) schriftlich 
über die wesentlichen Regelungen der Beitragserhe-
bung informiert. Diese Vormitteilung enthält insbesonde-
re die Eigentumsverhältnisse und Grundstücksdaten, 
wie sie der nachfolgenden Beitragsbescheidung zu 
Grunde gelegt werden, sofern nicht durch den jeweiligen 
Grundstückseigentümer notwendige Änderungen darge-
legt werden. Auf diese Möglichkeit wird er im Rahmen 
dieser Vormitteilung hingewiesen . 
Die Pflicht zur Beitragserhebung ergibt sich aus § 8 Ab-
satz 1 Satz 1 KAG M-V: „Zur Deckung des Aufwandes 
für die Anschaffung, Herstellung, Verbesserung, Erwei-
terung, Erneuerung und den Umbau der notwendigen 
öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sind Straßen-
baubeiträge zu erheben“. Für eine Straßenbeleuchtung 
als selbständig nutzbarer Teil einer öffentlichen Einrich-
tung setzt die Erhebung von Beiträgen entsprechend § 7 
Absatz 3 KAG M-V einen Beschluss der Stadtvertretung 
über die Kostenspaltung voraus. 

———————————————————————————————————- 

Entsprechende Pressemitteilung des OBR 

Verwaltung lernt nicht dazu 
Nach heftiger Kritik aus Wüstmark gelobt die Verwaltungsspitze künftig eine bessere 
Informationspolitik. Aber beim Versprechen ist es auch geblieben. In der Voßstraße fin-
den seit einigen Tagen Bauarbeiten statt, um die Straßenbeleuchtung auf LEDTechnik 
umzurüsten. Den Hintergrund der Bauarbeiten erfragten sich Anwohner bei den Arbei-
tern vor Ort.  
Der Ortsbeirat fragte aufgrund des berechtigten Unverständnisses der Anwohner bei 
der Verwaltung nach, wann die Anwohner über die Maßnahme an sich und über anfal-
lende Gebühren informiert würden. Die Antwort zeigt, dass die Verwaltung nichts hinzu-
gelernt hat. 
Über die anstehende Umrüstung der Straßenbeleuchtung sei der Ortsbeirat im Januar 
informiert worden. Informationen von Anliegern zum Baustellengeschehen würden nur 
durchgeführt, wenn es zu wesentlichen Einschränkungen des Verkehrs komme. Erst im 
weiteren Verlauf der Arbeiten, wenn es zu Straßensperrungen kommt, würden die An-
lieger dazu über die ausführende Firma informiert werden. 
„Es ist richtig, dass der Ortsbeirat im Januar ein Schreiben erhielt, das den Hintergrund 
der Maßnahme erläutert. Allerdings - so im Schreiben zu lesen - war dies der notwendi-
gen formalen Beteiligung eines Ortsbeirats geschuldet und erfolgte auch noch zu spät“, 
erläutert der Vorsitzende Steffen Wehner. 



„Eine formale Beteiligung des Ortsbeirats ersetz aber noch lange nicht die Information 
der betroffenen Anwohner, Anlieger und Hausbesitzer. Diese können doch erwarten, 
dass in wenigen Worten und einfacher Sprache rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme 
darüber informiert wird, was und warum demnächst passieren wird. Die Sicht der Ver-
waltung hingegen scheint zu sein, dass es die Anwohner nicht interessieren muss, was 
vor ihrer Haustür passiert. Nur wenn es zu einer Straßensperrung kommt, wird dies 
kommuniziert“, so Wehner weiter. 
Die Art und Weise, wie die Anwohner dann letztlich informiert werden, ist mehr als trau-
rig. Am 1. Juli wurden Schreiben an die Haustüren geklebt, auf denen zu lesen ist, dass 
seit dem 16. Juni gebaut wird. Weiterhin erfährt man, dass es zu Einschränkungen und 
einer veränderten Verkehrsführung kommen wird. Wann genau, welche verkehrliche 
Änderung erfolgt, bleibt offen. 
„Auf Nachfrage wurde der Ortsbeirat über die Bauabschnitte und die zeitweisen Halte-
verbote und Sperrungen informiert. Sollen die Ortsbeiratsmitglieder jetzt an allen Türen 
klingeln und die Anwohner informieren?“, fragt sich der Vorsitzende. 
Ob und in welcher Höhe Straßenbaubeiträge erhoben würden, werde die „beitrags-
rechtliche Bearbeitung“ ergeben. So die Verwaltung am 29. Juni gegenüber dem Orts-
beirat. „Dumm nur, dass uns im Dezember des vergangenen Jahres mitgeteilt wurde, 
dass, für die nicht förderfähigen Kosten anteilig Anliegergebühren erhoben werden. 
Auch wenn man erst nach der Schlussrechnung sagen kann, was auf jeden Eigentümer 
konkret zukommen wird, sollte man doch kein Geheimnis daraus machen, dass es zu 
Gebühren kommen wird“, unterstreicht Wehner. 



���  



���  



���  



���  



���  



���  


